








VERKEHRSFLÄCHEN

Verkehrsflächen sind jene Flächen, die dem ruhenden und fließen-
den Verkehr dienen und für das derzeitige sowie auch künftig ab-
schätzbare Verkehrsaufkommen erforderlich sind. Sofern die Ver-
kehrsflächen nicht ausdrücklich als private festgelegt sind, sind 
sie als öffentlich anzusehen.

So wie im Grünland dürfen auf Verkehrsflächen Bauwerke nur 
dann errichtet werden, wenn diese für die Nutzung erforderlich 
sind. Zudem dürfen auf ihnen auch bestimmte Baulichkeiten, von 

Achtung:
Im Flächenwidmungsplan sind sowohl bestehende als auch zu-
künftige Verkehrsflächen eingetragen, was bedeutet, dass im 
Flächenwidmungsplan Verkehrsflächen ersichtlich sind, die es 
in der Natur noch gar nicht gibt. Auch hier kann es zu einer Ab-
tretungsverpflichtung kommen.
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Auch ein Flächenwidmungsplan kann aufgrund öffentlicher In-
teressen der Gemeindeentwicklung geändert werden. In diesem 
Fall werden die Eigentümer und Anrainer der von der Umwidmung 
betroffenen Grundstücke persönlich verständigt (diesbezügliche 
Versäumnisse haben aber keinen Einfluss auf das Verfahren!) 
und es erfolgt eine Auflage zur öffentlichen Einsichtnahme. Der 
Grundeigentümer hat bei der Änderung der Flächenwidmung we-
der Parteienstellung noch das Recht auf Einspruch. 

Er kann formaljuristisch gesehen also keinen „Antrag“ auf eine 
bestimmte Widmung stellen, oder ein ordentliches Rechtsmittel 
dagegen ergreifen. Eingelangte Stellungnahmen müssen zwar von 
der Gemeinde in Erwägung gezogen werden, diese ist aber nicht 
verpflichtet, den Stellungnahmen zu entsprechen. D.h. die Umge-
bung kann sich also verändern, ein durch eine Grünlandwidmung 
bestehender unverbaubarer Fernblick kann durch eine mögliche 
spätere Baulandumwidmung demnach beeinträchtigt werden!

ÄNDERUNG DES FLÄCHENWIDMUNGSPLANES

VERKEHRSFLÄCHEN

Kleinbauten wie z.B. Wartehäuschen, Infrastrukturbauwerke wie 
z.B. Trafostationen bis hin zu saisonal beschränkte Veranstal-
tungsbetriebsstätten wie z.B. Anlagen für Theateraufführungen 
oder Eislaufplätze errichtet werden. 

Für die Herstellung von Verkehrsflächen können in bestimmten 
Anlassfällen angrenzende Eigentümer verpflichtet werden, Grund-
flächen in das öffentliche Gut abzutreten. Auf finanzielle Entschä-
digungen besteht nur im Ausnahmefall rechtlicher Anspruch. (sie-
he dazu §12 der NÖ BO 2014).
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DER BEBAUUNGSPLAN gemäß § 29 NÖ Raumordnungsgesetz 2014

Anders als der Flächenwidmungsplan der den Verwendungs-
zweck eines Grundstückes festlegt, regelt ein Bebauungsplan 
die Art und Weise der Bebauung von Grundstücken. Hierbei sind 
Bebauungsweisen, Bauhöhen sowie die Breite der Verkehrsflä-
chen genau festzulegen Zudem können u.a. auch Vorgaben über 
die bauliche Ausnutzbarkeit der einzelnen Flächen getroffen 
werden.

Ein Bebauungsplan kann für den gesamten Gemeindebereich, 
einzelne Ortschaften oder abgrenzbare Teilbereiche erlassen 
werden. Abgrenzbare Teilbereiche sind z.B. Altstadtbereiche 

oder Ortsbereiche die durch überörtliche Verkehrsflächen oder 
Flussläufe augenscheinlich getrennt sind, aber auch neu aufge-
schlossene Baulandbereiche und Aufschließungszonen. Ein Be-
bauungsplan besteht sowohl aus dem Wortlaut der Verordnung 
(Bebauungsvorschriften) als auch den dazugehörigen Plandar-
stellungen. 

In Niederösterreich ist für nur ungefähr die Hälfte der im Bau-
land liegenden Grundstücke ein Bebauungsplan verordnet. Ist 
keiner in Geltung, gelten dort die Regeln des § 54 NÖ Bauord-
nung 2014 - Bauwerke im Baulandbereich ohne Bebauungsplan. 

NÖ RAUMORDNUNGSGESETZ 2014
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NÖ RAUMORDNUNGSGESETZ 2014 BEBAUUNGSPLAN

Ein Bebauungsplan wird auf Basis des Flächenwidmungsplans 
durch den Gemeinderat erstellt und verordnet. Der Entwurf des Be-
bauungsplans ist sechs Wochen lang vor der Beschlussfassung 
durch den Gemeinderat zur allgemeinen Einsicht aufzulegen. Die-
se Auflage ist öffentlich kundzumachen bzw. sind betroffene Ei-
gentümer persönlich zu verständigen. Innerhalb dieser Frist ist je-
dermann berechtigt, eine schriftliche Stellungnahme abzugeben. 
So wie bei der Änderung des Flächenwidmungsplans hat auch 
hier der Grundeigentümer aufgrund des Verordnungscharakters 
des Bebauungsplans weder ein Antragsrecht noch eine Parteien-
stellung und kann somit kein Rechtsmittel ergreifen. Eingelangte 
Stellungnahmen müssen zwar von der Gemeinde in Erwägung ge-
zogen werden, diese ist aber nicht verpflichtet, den Stellungnah-
men zu entsprechen. Bestehende Bebauungspläne dürfen nur bei 
Vorliegen triftiger Gründe geändert werden. 

Die Zahl im oberen Kreissegment steht für die Bebauungsdichte (im Beispielbild: 30% der 
als Bauland gewidmeten Fläche darf bebaut werden) bzw. für die Geschoßflächenzahl. 
Im mittleren Kreissegment steht die Bebauungsweise
Die zwei römischen Zahlen im unteren Kreissegment stehen für die Bauklasse bzw. kann 
auch eine arabische Zahl für die höchstzulässige Gebäudehöhe angegeben sein

Neben den bereits genannten Mindestinhalten wie die
	 n		 Straßenfluchtlinien,
	 n		 Bebauungsweise und
	 n		 Bebauungshöhe oder die höchstzulässige Gebäudehöhe
		  können in einem Bebauungsplan unter anderem auch folgen-
		  de Inhalte festgelegt werden:
	 n		 Schutzzonen für einen baukünstlerisch oder historisch 
		  erhaltungswürdigen Baubestand bzw. sonstige erhaltungs-
		  würdige Altortgebiete.
	 n		 Die harmonische Gestaltung (§ 56 der NÖ Bauordnung
		  2014) der Bauwerke in Ortsbereichen.
	 n		 Baufluchtlinien
	 n		 Mindestmaße oder Höchstmaße von Bauplätzen.
	 n		 Bebauungsdichte oder höchstzulässige Geschoßflächenzahl.
	 n		 Freiflächen und deren Ausgestaltung.
	 n		 Anbaupflicht an Straßen- oder Baufluchtlinien sowie an
		  Grundstücksgrenzen.
	 n		 Die Gestaltung der Einfriedung von Grundstücken gegen		
		  öffentliche Verkehrsflächen oder Parks, die Verpflichtung
		  zum Bau solcher Einfriedungen oder deren Verbot.
	 n		 Die Festlegung eines Bezugsniveaus sowie das Verbot der
		  Änderung der Höhenlage des Geländes.
	 n		 .....
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WER ERSTELLT DEN BEBAUUNGSPLAN? WAS REGELT EIN BEBAUUNGSPLAN?

WELCHE INFORMATIONEN SIND ENTHALTEN?

Der Bebauungsplan ist auf der Gemeinde, im Amt der NÖ Landes-
regierung, sowie am Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen 
aufgelegt und einsehbar.

WO KANN ICH EINSICHT NEHMEN?



NÖ RAUMORDNUNGSGESETZ 2014

Ist das Verhältnis der bebauten Fläche der Gebäude zur Gesamt-
fläche des als Bauland gewidmeten Grundstücks bzw. jenes 
Grundstücksteils, für den diese Bestimmung gilt. D.h. es können 
innerhalb eines Grundstücks auch unterschiedliche Vorgaben hin-
sichtlich der Bebauungsdichte gelten. 

Die Geschoßflächenzahl ist das Verhältnis der Summe der Grund-
rissflächen aller oberirdischen Geschoße von Gebäuden zur Flä-
che des Bauplatzes bzw. jenes Bauplatzteils, für den diese Be-
stimmung des Flächenwidmungsplans oder Bebauungsplans gilt. 

Als bebaute Fläche gilt die senkrechte Projektion aller raumbild-
enden Teile von Gebäuden, d.h. jener Teile, die zumindest über 
zwei Wände und ein Dach (Bedeckung) verfügen und die mehr als 
1m über dem Bezugsniveau liegen.

Bauliche Anlagen wie z.B. ein Carport, Vordächer oder eine aus-
kragende Balkonplatte, sowie bewilligungs- und meldefreie Gerä-
te sowie Gewächshäuser zählen nicht zur bebauten Fläche, raum-
ergänzende Vorbauten wie Erker oder Loggien jedoch schon.

Die Bebauungsweise gemäß § 31 NÖ Raumordnungsgesetz 2014 
regelt die Anordnung der Hauptgebäude auf dem Grundstück. Sie 
kann auf eine der folgenden Arten festgelegt werden:

Beispiel Bebauungsplan
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DIE BEBAUUNGSDICHTE

DIE BEBAUUNGSWEISE

Straßenfluchtlinien

Baufluchtlinien 
ohne Anbauverpflichtung

Baufluchtlinien 
mit Anbauverpflichtung



NÖ RAUMORDNUNGSGESETZ 2014 BEBAUUNGSDICHTE, BEBAUUNGSWEISE UND BAUKLASSEN

Die Bebauungsweise darf im Bebauungsplan wahlweise als offen 
oder gekuppelt festgelegt werden. 

Der Bauwerber darf ein Wahlrecht zwischen offener und gekup-
pelter Bebauungsweise nur unter Bedachtnahme auf die bereits 
bestehenden und bewilligten Gebäude ausüben, sofern das Wahl-
recht nicht schon durch frühere Bauvorhaben verbraucht ist.

Als Gebäudehöhe bezeichnet man die mittlere Höhe einer Gebäu-
defront. Sie wird aus der Fläche der Gebäudefront (A) dividiert 
durch deren größte Breite (b) berechnet. Unberücksichtigt bleiben 
lediglich untergeordnete Bauteile wie
  • Abgasanlagen oder 
  • Wartungsstege, sowie 
  • zulässige Vorbauten über die
    Straßenfluchtlinie und in die 
    Bauwiche.

Der Bebauungsplan kann für die Angabe der Bebauungshöhen 
entweder eine oder zwei aufeinanderfolgende Bauklassen oder 
eine höchstzulässige Gebäudehöhe in Zahlen angeben:

Die Bauklassen werden unterteilt in:

1. Geschlossene Bebauungsweise
Die Bebauung ist überwiegend durch 
Hauptgebäude straßenseitig in einer 
geschlossenen Flucht von seitlicher zu 
seitlicher Grundstücksgrenze vorzu-
nehmen. 

Weiters kann die Bebauung bis zu 
einer Baufluchtlinie (z.B. Eckbauplät-
ze) oder einer Abgrenzung erfolgen.

2. Gekuppelte Bebauungsweise
Die Hauptgebäude auf zwei Bauplät-
zen sind an der gemeinsamen seitli-
chen Grundstücksgrenze überwiegend 
aneinander anzubauen und an den 
anderen seitlichen Grundstücksgren-
zen ist ein Bauwich einzuhalten.

3. Einseitig offene Bebauungsweise
Alle Hauptgebäude sind an eine für 
alle Bauplätze gleich festgelegte seit-
liche Grundstücksgrenze anzubauen, 
wobei dies auch für einen einzelnen 
Bauplatz festgelegt werden kann. 
An der anderen seitlichen Grund-
stücksgrenze ist ein Bauwich einzu-
halten.

4. Offene Bebauungsweise
An beiden Seiten ist ein
Bauwich einzuhalten.

Bauklasse I 	 bis 	 5 m
Bauklasse II	 über 	 5 m	 bis	 8 m
Bauklasse III	 über 	 8 m	 bis	 11 m
Bauklasse IV	 über 	11 m	 bis	 14 m
Bauklasse V	 über	 14 m	 bis	 17 m
Bauklasse VI	 über	 17 m	 bis	 20 m
Bauklasse VII	 über	 20 m	 bis	 23 m
Bauklasse VIII	 über	 23 m	 bis	 25 m
Bauklasse IX (Hochhaus) 	 über			   25 m

Gebäudehöhe = 

A

b
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DIE BAUKLASSE BZW. DIE HÖCHSTE
ZULÄSSIGE GEBÄUDEHÖHE



A = Fläche der Gebäudefront
b = größte Breite der Gebäudefront
h = Bebauungshöhe h (Bauklasse oder höchstzulässige Gebäudefront)

Gebäudefront
Gebäudefront

Bezugsniveau Bezugsniveau

Die anhand der jeweiligen Gebäudefronten ermittelten Gebäude-
höhen, die nicht in einem Bauwich liegen, müssen der Bebau-
ungshöhe h (Bauklasse oder höchstzulässige Gebäudehöhe) 
entsprechen. In Teilbereichen sind jedoch Überschreitungen der 
Bebauungshöhe von maximal 1 m zulässig (Abb. 6 und 7).

Liegen Teile des Gebäudes im Bauwich, so ist es erforderlich, 
eine zusätzliche Gebäudefront innerhalb des Bauwiches zu bilden 
und dafür den Nachweis zu führen.

NÖ BAUORDNUNG 2014

Die Gebäudefront wird nach unten durch das Bezugsniveau be-
grenzt. Als Bezugsniveau gilt dabei die bislang bestehende unver-
änderte bzw. bewilligte veränderte Höhenlage des angrenzenden 
Geländes. 

Die Gebäudefront wird nach oben:
	n		 durch den Verschnitt mit der Dachhaut (Abb. 1) oder 
	n		 mit dem oberen Abschluss der Gebäudefront (Abb. 2) oder
	n		 mit der Oberkante sonstiger in der Gebäudefrontebene 
		 liegender Bauteile z. B. Absturzsicherungen oder haus-
		 technische Anlagen (Abb. 3) begrenzt. 

Bei zurückgesetzten Geschoßen und zurückgesetzten Bauteilen 
(z. B. Dachgaupen) oder bei Dachneigungen von mehr als 45° er-
gibt sich die obere Begrenzung der Gebäudefront durch den Ver-
schnitt in der gedachten Fortsetzung der Gebäudefront mit einem 
an der Oberkante des 
zurückgesetzten Bau-
teiles angelegten
Lichteinfallswinkel 
von 45° (Abb. 4, 5).

obere Begrenzung
der Gebäudefront

Abb. 1 Abb. 2 Abb. 3

Bauteil in der
Gebäudefrontebene
z.B. Absturzsicherung

Attika

Dachvorsprung
≤ 1m
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Abb. 4 Abb. 5
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zurückgesetztes
Geschoß oder
zurückgesetzter
Bauteil

Dachneigung 
mehr als 45°

Dachvorsprung 
≤ 1m
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DIE ERMITTLUNG DER HÖHE VON BAUWERKEN

Abweichend dazu darf die gemäß § 53a Abs 1a NÖ BO 2014 er-
mittelte Gebäudehöhe die durch eine Bauklasse bestimmte Be-
bauungshöhe um bis zu 1,5 m überschreiten, wenn die Dachnei-
gungen des Gebäudes nicht mehr als 10° betragen und kein Punkt 
des Gebäudes mehr als die Bebauungshöhe zuzüglich 3 m über 

Abb. 6 Abb. 7

Gebäudefront Gebäudefront

Bezugsniveau
Bezugsniveau

Abb. 8 Abb. 9



NÖ BAUORDNUNG 2014 ERMITTLUNG DER HÖHE VON BAUWERKEN

Zudem darf die Höhe von zurückgesetzten Gebäudeteilen einer 
Gebäudefront an keiner Stelle höher als die Bebauungshöhe h 
sein. Über der ersten zurückgesetzten Gebäudefront liegende, 
weitere zurückgesetzte Gebäudefronten müssen gegenüber den 
jeweils davorliegenden, zurückgesetzten Gebäudefronten zumin-
dest 3 m zurückgesetzt sein (Abb. 12).

Weiters darf kein Punkt 
eines Gebäudes mehr als 
6 m (bzw. 3 m bei Anwen-

dung des § 53a Abs 1a, NÖ 
BO) über der maximalen 

Bebauungshöhe, lotrecht 
vom darunterliegenden 

Bezugsniveau gemessen, 
liegen (Abb. 13 und 14).

Bezugsniveau
Bezugsniveau

Hochpunkt
Hochpunkt

Umhüllende
Umhüllende

Randpunkt
Randpunkt

Randpunkt

Randpunkt

GebäudefrontGebäudefront

Bezugsniveau Bezugsniveau

h+6m h+6m

Bezugsniveau (h+6m)
Bezugsniveau (h+6m)

Bezugsniveau
Bezugsniveau

Gebäudefront

zurückgesetzte
Geschoße
oder Bauteile
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Steht für ein Grundstück kein Bebauungsplan in Geltung, gilt für 
Neu- und Zubauten grundsätzlich die offene Bebauungsweise. Gibt 
es eine bewilligte Bebauungsweise und bleibt das Hauptgebäude 
bestehen, so muss die bestehende Bebauungsweise eingehalten 
werden. Bleibt das Hauptgebäude nicht bestehen, so kann zwi-
schen der offenen Bebauungsweise und der bisher bewilligten Be-
bauungsweise gewählt werden. Ist auf einem Nachbargrundstück 
die gekuppelte Bebauungsweise durch ein Gebäude vorgegeben, 
so darf zu diesem die gekuppelte Bebauungsweise hergestellt 
werden. Hinsichtlich der Bebauungshöhe sind die Bauklassen I 
und II grundsätzlich immer möglich. Bei bebauten Grundstücken, 
deren Hauptgebäude bestehen bleibt, muss ein zusätzliches oder 
abgeändertes Hauptgebäude der bisherigen Bebauungshöhe (Bau-
klasse) entsprechen. Bleibt das Hauptgebäude nicht bestehen, so 
ist die bisherige Bebauungshöhe (Bauklasse), die nächstniedrige-
re Bauklasse, sowie die Bauklassen I und II zulässig.

BAUWERKE IM BAULAND OHNE BEBAUUNGSPLAN

Abb.10

Abb. 13 Abb. 14

Abb. 11

Abb. 12dem lotrecht darunterliegenden Bezugsniveau liegt. Eine Über-
schreitung in Teilbereichen der Gebäudefront ist nicht zulässig 
(Abb. 8 und 9).

Darüber hinaus ist § 53a Abs 1a NÖ BO 2014 nur anwendbar, 
wenn keine höchstzulässige Gebäudehöhe im Flächenwidmungs- 
bzw. Bebauungsplan festgelegt ist.

Alternativ zur oben dargestellten Methode kann der Nachweis 
auch durch die Anwendung einer Umhüllenden geführt werden, 
über die kein Teil der Gebäudefront hinausragen darf.

Die Umhüllende bildet sich aus den Randpunkten, deren Höhen 
der Bebauungshöhe h entsprechen und aus einem zwischen den 
Randpunkten liegenden Hochpunkt, dessen Höhe die Bebauungs-
höhe um bis zu 6 Meter bzw. 3 Meter bei Anwendung des § 53a 
Abs 1a, überschreitet.  Bei Anwendung des § 53a Abs 1a ist wei-
ters die Dachneigung des Gebäudes mit 10° begrenzt.

Die Verbindungslinien zwischen den Randpunkten und dem 
Hochpunkt müssen geradlinig verlaufen und eine Neigung zur Ho-
rizontalen (α) von nicht weniger als 15° und nicht mehr als 45° 
aufweisen (Abb. 10 und 11).



NÖ BAUORDNUNG 2014

Zur Wahrung eines Ortscharakters, wie z.B. einem geschlossen 
bebauten Straßendorf im Weinviertel darf von den oben genann-
ten Bestimmungen abgewichen und eine andere Bebauungsweise 
oder Bauklasse ausgeführt werden. 

Unabhängig davon gelten für alle Hauptgebäude und bauliche 
Anlagen die auf einem Grundstück ohne Bebauungsplan errichtet 
werden exakt dieselben baurechtlichen Bestimmungen (NÖ Bau-
ordnung und Bautechnikverordnung) wie für jene im Geltungsbe-
reich eines Bebauungsplans. 

Unter einer Wiedererrichtung versteht man den Abbruch eines 
bereits bewilligten Gebäudes und dessen Neuerrichtung innerhalb 
seiner bisherigen Grundrissfläche und Gebäudehöhe. 

In Baulandbereichen mit Bebauungsplan kann im Rahmen einer 
Wiedererrichtung gem. § 53 Abs 9 NÖ BO von der zulässigen Ge-
bäudehöhe abgewichen werden, wenn der Gemeinderat dem im 
Einzelfall zustimmt.

In Baulandbereichen ohne Bebauungsplan gelten im Rahmen 
einer Wiedererrichtung gem. § 54 Abs 3a NÖ BO die aktuellen Vor-
gaben zu Bebauungshöhe und Bauwich nicht. Auch eine bisher 
nicht regelkonforme Anordnung des Gebäudes darf beibehalten 
werden. Bei einem Abstand von weniger als 2 m zur Grundstücks-
grenze darf sich der Brandschutz allerdings nicht verschlechtern.

Über eine Baufluchtlinie sowie in einen Bauwich darf nicht bzw. 
nur mit bestimmten Bauwerken, Bauwerksteilen und Vorbauten, 
sowie mit Bauwerken, die an keiner Stelle mehr als 1 m über das 
Bezugsniveau und über die Höhenlage des anschließenden Gelän-
des nach Fertigstellung ragen, gebaut werden. 

Auf einem Grundstück müssen zwei oder mehrere Gebäude ent-
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ANORDNUNG VON BAUWERKEN AM GRUNDSTÜCK

WIEDERERRICHTUNG VON BAUWERKEN

Der seitliche und hintere Bauwich muss mindestens 3 m bzw. der 
1/2 Gebäudehöhe der jeweiligen, der Grundstücksgrenze zuge-
wandten Gebäudefronten der Hauptgebäude entsprechen. Bei Ge-
bäuden mit einer Gebäudehöhe von mehr als 8 m dürfen der seit-
liche bzw. hintere Bauwich jedoch nur dann der 1/2 Gebäudehöhe 
entsprechen, wenn die gegenständliche Gebäudefrontlänge nicht 
länger als 15 m ist, ansonsten hat sie der vollen Gebäudehöhe zu
entsprechen. Zudem kann in einem Bebauungsplan die Mindest-
breite des seitlichen und hinteren Bauwichs durch Baufluchtlinien 
auch anders festgelegt werden.

DER SEITLICHE UND HINTERE BAUWICH

weder unmittelbar aneinandergebaut oder in einem solchen Ab-
stand voneinander errichtet werden, dass eine ausreichende 
Belichtung der bestehenden und der bereits bewilligten Haupt-
fenster gewährleistet ist. Für die ausreichende Belichtung der 
Hauptfenster dürfen nur jene Bereiche der Nachbargrundstücke 
herangezogen werden, die nicht bebaut werden dürfen. Dabei sind 
am Nachbargrundstück eine Baukubatur mit der zulässigen Be-
bauungshöhe und dem dazugehörigen Bauwich sowie zulässige 
Bauwerke im Bauwich anzunehmen.

VERKEHRSFLÄCHE
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NÖ BAUORDNUNG 2014 ANORDNUNG VON BAUWERKEN AM GRUNDSTÜCK

Im vorderen Bauwich dürfen lediglich Garagen einschließlich 
angebauter Abstellräume, sowie Gebäude für Abfallsammelräu-
me mit in Summe bis zu max. 100 m2 bebauter Fläche errichtet 
werden, sofern dies ein Bebauungsplan entweder ausdrücklich 
erlaubt, oder das Gefälle zwischen der Straßenfluchtlinie und der 
vorderen Baufluchtlinie über mehr als 5 % Neigung verfügt.

Im seitlichen und hinteren Bauwich dürfen Gebäude und -teile 
sowie oberirdische bauliche Anlagen, deren Verwendung der von 
Gebäuden gleicht, errichtet werden, wenn:
	 n		 der Bebauungsplan dies nicht verbietet
	 n		 deren gesamte bebaute bzw. überbaute Fläche nicht mehr 	
		  als 150 m² beträgt 
	 n		 und die Höhe der im Bauwich gelegenen Gebäudefronten 		
		  oder Gebäudefrontteile nicht mehr als 3 m beträgt. 
		  Lediglich bei Hanglage darf diese Höhe hangabwärts 
		  entsprechend dem gegebenen Niveauunterschied überschrit-
		  ten werden.

Im hinteren Bauwich ist eine Überschreitung dieser Höhe durch 
ein Gebäude oder einen Gebäudeteil im Bauland mit den Wid-
mungsarten Kerngebiet, Kerngebiet für nachhaltige Bebauung, 
Betriebsgebiet, Verkehrsbeschränktes Betriebsgebiet, Industrie-
gebiet, Verkehrsbeschränktes Industriegebiet, Agrargebiet und 
Sondergebiet ohne Schutzbedürftigkeit zulässig.

Werden in Hauptgebäude(teilen), welche im seitlichen oder 
hinteren Bauwich liegen dürfen, Hauptfenster errichtet, dann ist 
für diese die ausreichende Belichtung über Eigengrund oder über 
jene Bereiche der Nachbargrundstücke sicherzustellen, die nicht 
bebaut werden dürfen.

Bauliche Anlagen wie z.B. Stützmauern sind im Bauwich dann 
zulässig, wenn
	 n		 der Bebauungsplan diese nicht verbietet

	 n		 deren Höhe an keiner Stelle mehr als 3 m beträgt oder 
	 n		 sie die ausreichende Belichtung der Hauptfenster zulässiger
		  Gebäude auf Nachbargrundstücken nicht beeinträchtigen.

Diese Bestimmung gilt auch für Carports im vorderen Bauwich.

Bei der gekuppelten und der einseitig offenen Bebauungsweise 
muss der seitliche Bauwich, bei der offenen Bebauungsweise, 
ausgenommen bei Eckbauplätzen, ein seitlicher Bauwich von 
Gebäuden freigehalten werden.

Sämtliche Bauwerke im Bauwich sind nur zulässig, wenn die 
ausreichende Belichtung der Hauptfenster bestehender bewillig-
ter Gebäude auf Nachbargrundstücken nicht beeinträchtigt wird.

Wenn ein Bauwerk im Bauwich die Höhe von 3 m überschreiten 
darf, ist dies nur soweit zulässig, als die ausreichende Belichtung 
der Hauptfenster künftig zulässiger Gebäude auf Nachbargrund-
stücken nicht beeinträchtigt wird.

Über die Straßenfluchtlinie sind folgende Vorbauten zulässig:
	n		 Balkone, Erker, und Schutzdächer bis 1,5 m, wenn ihre 
		 Gesamtlänge je Geschoß höchstens ein Drittel der Gebäude-
		 länge und ihr Abstand von seitlichen Grundstücksgrenzen
		 mindestens 3 m beträgt
	n		 Werbezeichen bis 1,5 m
	n		 Schächte (z.B. Kanalputzschächte) sowie Einbringöffnungen
		 bis 1 m
	n		 Hauptgesimse, Dachvorsprünge und Verschattungsein-
		 richtungen bis 1 m
	n		 Fassadengliederungen, vorgesetzte PV-Anlagen sowie 
		 Konstruktionen zur Fassadenbegrünung bis 15 cm, 
		 Regenwasserfallrohre und Abgasanlagen bis 1m
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BAUWERKE IM BAUWICH

VORBAUTEN ÜBER DIE STRASSENFLUCHT
UND IN DIE BAUWICHE



	n		 Hauptgesimse, Dachvorsprünge und Verschattungs-
		 einrichtungen bis 1 m
	n		 Fassadengliederungen, vorgesetzte PV-Anlagen sowie 
		 Konstruktionen zur Fassadenbegrünung bis 15 cm
	n		 Balkone, Schutzdächer, Treppenanlagen, Treppenhäuser und 

Aufzugsanlagen bis zur 1/2 Breite des Bauwichs bzw. bis 
max. 2 m und bis zu einer Gesamtlänge von nicht mehr als 
1/3 der Gebäudelänge bzw. nicht mehr als 5 m.

	n		 Aufzugsanlagen bei vor dem 01.02.2015 bewilligten Gebäu-
den in dem für die barrierefreie Ausgestaltung notwendigen 
Ausmaß unter Wahrung der ausreichenden Belichtung auf 
bestehende bewilligte Hauptfenster der Nachbargebäude. 

	n		 Windfänge bis max. 6 m2 bei vor dem 1.02.2015 bewilligten 
Gebäuden bis zur einer Tiefe von der 1/2 Breite des Bauwichs 
bzw. bis max. 2 m und bis zu einer Gesamtlänge von nicht 
mehr als 1/3 der Gebäudelänge bzw. nicht mehr als 5 m. 

Unabhängig von einer bereits ausgeschöpften Bebauungsdichte 
eines Bebauungsplans oder einer im Flächenwidmungsplan oder 
Bebauungsplan festgelegten Geschoßflächenzahl dürfen bei vor 
dem 01.02.2015 bewilligten Gebäuden Wärmeschutzverkleidun-
gen von bis zu 20 cm angebracht werden. Zudem darf diese mit 
Zustimmung des betroffenen Nachbarn auch die Grundstücks-
grenze überragen.
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Über einer Fahrbahn und bis zu 60 cm außerhalb ihres Randes ist 
ein Vorbau jedoch erst ab 4,5 m Höhe über dem Straßen- bzw. erst 
ab 2,5 m Höhe über dem Gehsteigniveau zulässig.

Im vorderen Bauwich sind folgende Vorbauten zulässig:
	n		 Schächte (z.B. Kanalputzschächte) sowie Einbringöffnungen
		 bis zur gesamten Bauwichbreite
	n		 Hauptgesimse, Dachvorsprünge und Verschattungsein-
		 richtungen bis 1 m
	n		 Fassadengliederungen, vorgesetzte PV-Anlagen sowie 
		 Konstruktionen zur Fassadenbegrünung bis 15 cm
	n		 Balkone, Erker, Schutzdächer, Werbezeichen, Treppenanla-

gen und Treppenhäuser, Aufzugsanlagen und Freitreppen bis 
zur 1/2 Breite des Bauwichs wenn:
–	Ihre Gesamtlänge je Geschoß nicht mehr als ein 1/3 der

	Gebäudelänge und 
–	ihr Abstand von den seitlichen Grundstücksgrenzen 

	mindestens 3 m beträgt
	n		 Aufzugsanlagen bei vor dem 01.02.2015 bewilligten Gebäu-

den in dem für die barrierefreie Ausgestaltung notwendigen 
Ausmaß unter Wahrung der ausreichenden Belichtung auf 
bestehende bewilligte Hauptfenster der Nachbargebäude 

	n		 Windfänge bis max. 6 m2 bebaute Fläche bei vor dem 
01.02.2015 bewilligten Gebäuden bis zu einer Tiefe von der 
1/2 Breite des Bauwichs bzw. bis max. 2 m und bis zu einer 
Gesamtlänge von nicht mehr als 1/2 der Gebäudelänge bzw. 
nicht mehr als 5 m 

	n		 gedeckte, seitlich offene oder verglaste Zugänge bis zur 
		 Straßenfluchtlinie.

Im seitlichen und hinteren Bauwich sind folgende Vorbauten zu-
lässig:

	n		 Schächte (z.B. Kanalputzschächte) sowie Einbringöffnungen
		 bis zur gesamten Bauwichbreite
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die Erhöhung und Abänderung des Bezugsniveaus auf einem 
Grundstück im Bauland;

	 n		 die Aufstellung von Windkraftanlagen, die keiner elektrizitäts- 
rechtlichen Genehmigungspflicht unterliegen, oder deren An-
bringung an Bauwerken;

	 n		 der Abbruch von Bauwerken, die an Bauwerke am Nachbar-
grundstück angebaut sind, wenn Rechte nach § 6 NÖ BO 
2014 verletzt werden könnten.

	 n		 Neu- und Zubauten von Gebäuden;
	 n		 die Errichtung von baulichen Anlagen;
	 n		 die Abänderung von Bauwerken, wenn die Standsicherheit 
		  tragender Bauteile beeinträchtigt werden könnte; 
	 n		 die Aufstellung und der Austausch von
		  – Heizkesseln mit einer Nennwärmeleistung von mehr als 
		     400 kW
		  – Blockheizkraftwerken, die keiner elektrizitäts- oder gewer-
		     berechtlichen Genehmigungspflicht unterliegen, sofern sie
		     der Raumheizung von Gebäuden, die nicht gewerbliche
		     Betriebsanlagen sind, dienen
		  – Feuerungsanlagen mit einer Nennwertleistung von mehr
		     als 400 kW
		  –		.....
	 n		 die Veränderung der Höhenlage des Geländes und die Her-

stellung des verordneten Bezugsniveaus jeweils auf einem 
Grundstück im Bauland und im Grünland-Kleingarten, sowie 

1. Zuständigkeit

Zuständige Baubehörde ist der Bürgermeister/die Bürgermeiste-
rin bzw. in Statutarstädten (St. Pölten, Krems, Wr. Neustadt und 
Waidhofen/Ybbs) der Magistrat. 

Die Berufung gegen Bescheide ist ausgeschlossen.

Gegen einen Baubescheid kann innerhalb von 4 Wochen Be-
schwerde bei der zuständigen Baubehörde erhoben werden. 
Über die Beschwerde entscheidet in weiterer Folge das Lan-
desverwaltungsgericht Niederösterreich (NÖ LVwG).
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2. Die Antragsbeilagen 

Die für die Einreichung eines Bauvorhabens notwendigen Pläne 
und Berechnungen sind von Fachleuten zu erstellen, die dazu ge-
werberechtlich oder als Ziviltechniker befugt sind.

Notwendige Antragsbeilagen im Bewilligungsverfahren gemäß  
§ 18 NÖ Bauordnung 2014 sind: 

	n		 Der Nachweis des Grundeigentums (Grundbuchsabschrift 
bzw. Nachweis des Nutzungsrechtes, wenn das Grundstück 
nicht oder nicht ausschließlich im Eigentum des Antragstel-
lers steht

	n		 Nachweis des Fahr- und Leitungsrechtes (sofern erforderlich)

BEWILLIGUNGSVERFAHREN

Die Niederösterreichische Bauordnung unterscheidet vier ver-
schiedene Arten von Bauvorhaben:

	 1	 § 14 Bewilligungspflichtige Vorhaben

	 2	 § 15 Bewilligungspflichtige Vorhaben im 
		      vereinfachten Verfahren

	 3	 § 16 Meldepflichtige Vorhaben

	 4	 § 17 Bewilligungs- und meldefreie Vorhaben

WELCHE ARTEN VON
BAUVORHABEN GIBT ES?

UNTER DIE BEWILLIGUNGSPFLICHTIGEN VORHABEN 
GEMÄß § 14 FALLEN UNTER ANDEREN:

ABLAUF EINES BEWILLIGUNGSVERFAHRENS
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	n		 Bautechnische Unterlagen bestehend aus Bauplänen und
		 Baubeschreibung
	n		 Energieausweis (sofern erforderlich)
	n		 Nachweis über die Prüfung des Einsatzes hocheffizienter 
		 alternativer Energiesysteme bei der Errichtung und größeren
		 Renovierung von Gebäuden.

Parteienstellung haben neben dem Bauwerber selbst auch noch:
	 –	der Eigentümer des Bauwerks 
		  (sofern nicht der Bauwerber selbst)
	 –	der Eigentümer des Baugrundstücks 
		  (sofern nicht der Bauwerber selbst)
	 –	die Eigentümer der Grundstücke, die an das Baugrundstück
		  angrenzen oder von diesem bis maximal 14 m entfernt sind
		  (Nachbarn)
	 –	die Eigentümer eines ober- oder unterirdischen Bauwerks		
		  auf diesen Nachbargrundstücken (Nachbarn)

Nachbarn sind nur dann Parteien, wenn sie durch das fertigge-
stellte Bauvorhaben in ihren subjektiv-öffentlichen Rechten (sub-
jektiv-öffentliches Recht = Rechtsanspruch auf Durchsetzung) 
oder als Inhaber eines Fahr- und Leitungsrechtes beeinträchtigt 
werden können.

Nachbarrechte sind in der NÖ Bauordnung 2014 durch den § 6 
definiert und beschränken sich auf:
	 –	die Standsicherheit, die Trockenheit und den Brandschutz
	 (der Bauwerke der Nachbarn) sowie
	 –	den Schutz vor Emissionen
	 –	auf die Einhaltung der Bebauungsweise, der Bebauungshöhe, 

des Bauwiches, der Abstände zwischen den Bauwerken oder 
deren zulässige Höhe, soweit diese Bestimmungen der Er-
zielung einer ausreichenden Belichtung auf Hauptfenster der 
künftig zulässigen Gebäude der Nachbarn dienen (kausaler 
Zusammenhang!)

	 –	sowie die vorgesehenen Abweichungen von den Festlegun-
gen soweit die ausreichende Belichtung auf Hauptfenster der 
zulässigen Gebäude oder auf bestehende bewilligte Haupt-
fenster beeinträchtigt werden könnten.

Zudem werden in der Bauordnung (§ 7) auch Verpflichtungen 
gegenüber dem Nachbarn geregelt. Dies ist u.a. die vorüberge-
hende Benützung von Grundstücken und Bauwerken, sowie des 
Luftraums darüber, wenn dies für die Verfassung von Bauplänen 

3. Die Vorprüfung gemäß § 20 der NÖ Bauordnung 2014

Nachdem alle geforderten Unterlagen bei der Baubehörde ein-
gelangt sind, werden diese im Zuge der sogenannten Vorprüfung 
auf ihre Vollständigkeit und Beurteilungsfähigkeit geprüft. So-
fern dem Bauantrag jedoch eine Bestätigung eines unabhängi-
gen gewerberechtlich oder nach dem Ziviltechnikergesetz 1993 
befugten Person angeschlossen wird, aus der hervorgeht, dass 
das Bauvorhaben den Vorschriften der NÖ Bautechnikverordnung 
2014 und deren Anlagen (OIB Richtlinien 1 bis 6) entspricht, kann 
die Behörde auf die Einholung entsprechender Gutachten verzich-
ten. Diese unabhängige befugte Person muss jedoch vom Plan-
verfasser verschieden sein, darf zu diesem in keinem Dienst- oder 
Organschaftsverhältnis stehen und hat dies ausdrücklich auf der 
Bestätigung zu erklären. 

4. Parteien und Nachbarn 

Führt die Vorprüfung zu keiner Abweisung des Antrages, hat die 
Baubehörde die Parteien und Nachbarn nachweislich vom geplan-
ten Vorhaben zu informieren und darauf hinzuweisen, dass in die 
Antragsbeilagen und in allfällige Gutachten Einsicht genommen 
werden darf. Gleichzeitig sind die Anrainer unter ausdrücklichem 
Hinweis auf den Verlust ihrer allfälligen Parteistellung aufzufor-
dern, eventuelle Einwendungen gegen das Vorhaben schriftlich 
binnen einer Frist von 2 Wochen ab der Zustellung der Verständi-
gung bei der Baubehörde einzubringen. Werden innerhalb dieser 
Frist keine Einwendungen erhoben, erlischt die Parteistellung. Eine 
mündliche Bauverhandlung findet seit Juli 2017 nicht mehr statt.
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bzw. notwendiger Erhaltungs- und Sicherungsmaßnahmen, oder 
für Errichtungs- und Abbrucharbeiten unbedingt notwendig ist.

Der Nachbar ist zwei Wochen davor hierüber zu verständigen. 

5. Erteilung der Baubewilligung und deren zeitliche Fristen 

Wurden innerhalb der zuvor beschriebenen Frist keine berechtig-
ten Einsprüche von Parteien eingebracht, die zu einem Versagen 
der Baubewilligung führen, hat die Baubehörde binnen 3 Mona-
ten über einen Antrag zu entscheiden und die Baubewilligung mit 
schriftlichem Bescheid zu erlassen. 

Das Recht aus einer Baubewilligung, ein Gebäude gemäß den 
eingereichten Unterlagen zu errichten, erlischt jedoch, wenn die 
Ausführung des bewilligten Bauvorhabens nicht innerhalb von 2 
Jahren ab dem Eintritt der Rechtskraft des Bescheides begonnen 
oder innerhalb von 5 Jahren ab ihrem Beginn vollendet wurde.

Bevor allerdings mit den Arbeiten begonnen werden kann, muss 
der Beginn der Ausführung (gemäß § 26 der NÖ BO 2014) der 
Baubehörde angezeigt werden. Spätestens mit der Meldung des 
Baubeginnes muss der Baubehörde auch der Bauführer, der die 
Arbeiten überwacht, bekannt gegeben werden.

NÖ BAUORDNUNG 2014
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BEWILLIGUNGSVERFAHREN

FERTIG!
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BEWILLIGUNGSPFLICHTIGE VORHABEN IM 
VEREINFACHTEN VERFAHREN GEMÄß § 15

Folgende Vorhaben bedürfen einer Baubewilligung im vereinfach-
ten Verfahren:

	 n		 die Änderung des Verwendungszwecks von Bauwerken oder
		 deren Teilen oder die Erhöhung der Anzahl von Wohnungen, 	

		  wenn hierdurch 
		 –	Festlegungen im Flächenwidmungsplan
		 –	Bestimmungen des NÖ Raumordnungsgesetzes
		 –	der Stellplatzbedarf für Kraftfahrzeuge oder für Fahrräder
		 –	der Spielplatzbedarf
		 –	die Festigkeit und Standsicherheit 
		 –	der Brandschutz
		 –	die Belichtung 
		 –	die Barrierefreiheit
		 –	die Trockenheit 
		 –	der Schallschutz oder der Wärmeschutz 
			  betroffen werden könnten; 
	n		 die Ableitung oder Versickerung von Niederschlagswässern
		 ohne bauliche Anlagen in Ortsbereichen; 
	n		 die regelmäßige Verwendung eines Grundstückes oder -teils 

im Bauland als Stellplatz für Fahrzeuge oder Anhänger oder 
die Herstellung und Veränderung von Grundstückseinfahrten 
und -ausfahrten im Bauland; 

	n		 die Verwendung eines Grundstücks als Lagerplatz für Mate-
rial aller Art, ausgenommen Abfälle gemäß § 3 Z 1 des NÖ 
Abfallwirtschaftsgesetzes 1992 über einen Zeitraum von 
mehr als 2 Monaten; 

	n		 die Lagerung brennbarer Flüssigkeiten ab einem Ausmaß 
von	insgesamt 1.000 Litern außerhalb gewerblicher Betriebs-
anlagen; 

Achtung: Ist ein bewilligtes 
Bauvorhaben fertiggestellt, hat 
der Bauherr dies der Baubehör-
de mittels Fertigstellungsanzei-
ge (§ 30 NÖ BO 2014) bekannt 
zu geben. Diese Anzeige hat 
eine Bescheinigung des Bau-
führers über die bewilligungs-
gemäße Ausführung (auch 
Eigenleistungen) des Bauwerks 
zu enthalten. Ist die Fertigstel-
lungsanzeige nicht vollständig, 
gilt sie als nicht erstattet.



	n		 die nachträgliche Konditionierung oder die Änderung der 
Konditionierung von Räumen in bestehenden Gebäuden (z.B. 
Beheizung bisher unbeheizter oder nur geringfügig temperierter 
Räume);

	n		 die temporäre Aufstellung von nicht ortsfesten Tierunter-
ständen mit einer überbauten Fläche von insgesamt nicht 
mehr als 50 m2 sowie von mobilen Geflügelställen jeweils auf 
demselben Grundstück; 

	n		 die Aufstellung von Photovoltaikanlagen mit einer Engpass-
leistung von mehr als 100 kW (ausgenommen auf Bauwer-
ken) im Grünland im Hinblick auf die Übereinstimmung mit 
dem Flächenwidmungsplan;

	n		 die Errichtung eines eigenständigen Bauwerks mit einer 
überbauten Fläche von jeweils nicht mehr als 10 m2 und einer 
Höhe von nicht mehr als 3 m;

	n		 die Errichtung einer Einfriedung mit einer Höhe von nicht 
mehr als 3 m oder einer oberirdischen baulichen Anlage, de-
ren Verwendung der eines Gebäudes gleicht, mit einer über-
bauten Fläche von jeweils nicht mehr als 50 m2 und einer 
Höhe von nicht mehr als 3 m;

	n		 die Abänderung eines Bauwerks, wenn der Brandschutz, die 
Belichtung oder Belüftung von Aufenthaltsräumen, die Trink-
wasserversorgung oder Abwasserbeseitigung beeinträchtigt 
oder Rechte nach § 6 verletzt werden könnten oder ein Wider-
spruch zum Ortsbild (§ 56) entstehen könnte;

	n		 die Aufstellung und der Austausch eines Heizkessels – aus-
genommen jener, die nach § 16 Abs 1 Z 3 und 3a meldepflich-
tig sind – mit einer Nennwärmeleistung von nicht mehr als 
400 kW einschließlich einer allfälligen automatischen Brenn-
stoffbeschickung;

	n		 Vorhaben in Schutzzonen und erhaltungswürdigen Altort-
gebieten sowie in Gebieten, in denen zu diesem Zweck eine 
Bausperre gemäß § 30 oder § 35 des NÖ Raumordnungsge-
setzes 2014 gilt:

NÖ BAUORDNUNG 2014
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Für ein bewilligungspflichtiges Vorhaben im vereinfachten Ver-
fahren sind der Behörde zur Beurteilung eine ausreichende, maß-
stäbliche Darstellung und Beschreibung des Vorhabens, sowie 
gegebenenfalls ein Energieausweis oder der Nachweis über den 
Einsatz hocheffizienter alternativer Energiesysteme in zweifacher 
Ausfertigung vorzulegen. 

Als Erleichterung bedarf es bei der Planung bzw. Ausführung 
dieser baulichen Maßnahmen keines befugten Fachplaners bzw. 
Bauführers. Eine Ausnahme stellt die Erstellung eines Energieaus-
weises bei der nachträglichen Konditionierung oder Änderung der 
Konditionierung von Räumen in bestehenden Gebäuden ohne be-
willigungsbedürftige bauliche Abänderung (z.B. Beheizung bisher 
unbeheizter oder nur geringfügig temperierter Räume) dar.

Darüber hinaus werden bei diesen Bauvorhaben keine Nachbar-
rechte begründet – d.h. der Nachbar hat keine Parteienstellung, 
außer durch das geplante Bauvorhaben werden subjektiv-öffent-

ABLAUF EINES VEREINFACHTEN BEWILLIGUNGS-
VERFAHRENS

	 a)		der Abbruch von Gebäuden in Schutzzonen, soweit sie nicht
		 unter die Bewilligungspflicht fallen;
 b)		an von öffentlichen Verkehrsflächen einsehbaren Flächen 	

		  und Gebäudeteilen, jeweils im Hinblick auf den Schutz des
		 Ortsbildes (§ 56)

		 –	die Aufstellung und der Austausch von thermischen
			  Solaranlagen, Photovoltaikanlagen und Wärmepumpen
			  oder deren Anbringung an Bauwerken; 
		 – die Anbringung von TV-Satellitenantennen und von Klima-
			  anlagen; 
		 – die Aufstellung von freistehenden Rankgerüsten; 

	 c)		die Änderung im Bereich der Fassadengestaltung (z. B. der 
		 Austausch von Fenstern, die Farbgebung, Maßnahmen für 
		 Werbezwecke, Sonnenschutzeinrichtungen) oder der 
		 Gestaltung der Dächer.



NÖ BAUORDNUNG 2014 BEWILLIGUNGSPFLICHTIGE BAUVORHABEN, ORTSBILDSCHUTZ

Weiters haben bewilligungspflichtige Bauvorhaben, unabhän-
gig davon, ob ein Bebauungsplan in Geltung ist oder nicht, den 
Schutzzielen des Orts- und Landschaftsbildes gemäß den Be-
stimmungen des § 56 NÖ BO 2014 zu entsprechen. Die jeweilige 
Beurteilung der Ortsbildverträglichkeit hat durch die zuständige 
Baubehörde zu erfolgen. Ein dahingehendes Einspruchsrecht der 
Nachbarn besteht jedoch nicht, da der Ortsbildschutz nicht zu den 
subjektiv-öffentlichen Rechten gemäß § 6 der NÖ BO 2014 zählt.

Mit der Formulierung „offenkundig nicht abweichen“ bzw. „nicht 
wesentlich beeinträchtigen“ soll der Schutz des Orts- und Land-
schaftsbildes sowohl unter Betrachtung einer integrativen Einfü-
gung in die bestehende Baustruktur, wie auch einer verträglichen 
städtebaulichen und architektonischen Weiterentwicklung (im 
Sinne eines Verschlechterungsverbots) gewahrt werden. 

Prüfkriterien dieser Beurteilung sind dabei die Bauform und die 
Farbgebung, das Ausmaß des Bauvolumens (innerhalb der 3 m 
Bandbreite der Höhenfestlegung der jeweiligen Bauklasse) und 
die Anordnung auf dem Grundstück.
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SCHUTZ DES ORTSBILDES

liche Rechte gem. § 6 Abs 2 der NÖ BO 2014 (Standsicherheit, 
Trockenheit, Brandschutz, Schutz vor Emissionen, Belichtung auf 
Hauptfenster künftig zulässiger Gebäude oder bestehende bewil-
ligte Hauptfenster) verletzt. Wird ein Vorhaben nach § 15 mit ei-
nem Vorhaben nach § 14 bei der Baubehörde eingereicht, kann die 
Baubehörde einen einheitlichen Bewilligungsbescheid erlassen. 

Sowohl bei Vorhaben nach § 15 als auch Vorhaben nach § 14 
hat die Behörde über einen Antrag auf Baubewilligung binnen 3 
Monaten schriftlich zu entscheiden. Eine Baubewilligung ist zu er-
teilen, wenn im Rahmen der Vorprüfung kein Widerspruch zu den in 
§ 20 Abs 1 Z 1 bis 7 angeführten Bestimmungen besteht. Liegt ein 
Widerspruch vor, ist die Baubewilligung zu versagen. Die Baubewil-
ligung umfasst das Recht zur Ausführung des Bauwerks und des-
sen Benützung nach Fertigstellung, wenn die erforderlichen Unter-
lagen im Rahmen einer Fertigstellungsanzeige vorgelegt werden.

§ 56 Schutz des Ortsbildes

(1)	 Bauwerke, Abänderungen an Bauwerken, sonstige Vorhaben 
allenfalls in Verbindung mit Bauwerken oder Veränderungen 
der Höhenlage des Geländes, die einer Bewilligung bedürfen, 
sind – unter Bedachtnahme auf die dort festgelegten Wid-
mungsarten – so zu gestalten, dass sie dem gegebenen Orts- 
und Landschaftsbild gerecht werden.

Bauwerke dürfen hinsichtlich Bauform und Farbgebung, 
Ausmaß ihres Bauvolumens und Anordnung auf dem Grund-
stück von der bestehenden Bebauung innerhalb des Bezugs-
bereichs nicht offenkundig abweichen oder diese im Falle 
einer feststellbaren Abweichung nicht wesentlich beeinträch-
tigen. Veränderungen der Höhenlage des Geländes haben in 
Angleichung an die örtlich bestehenden prägenden Neigungs-
verhältnisse zu erfolgen.

(2)	 Bezugsbereich ist der allgemein zugängliche Bereich, in dem 
die für die Beurteilung des geplanten Bauwerks relevanten 
Kriterien wahrnehmbar sind.

(3)	 Bei der Beurteilung der Orts- und Landschaftsbildverträg-
lichkeit haben die im Baubestand des Bezugsbereiches vor-
handenen bau- und kulturhistorisch wertvollen Bauwerke und 
Ortsbereiche sowie designierte und eingetragene Welterbe-
stätten besondere Berücksichtigung zu finden. 

(4)  Soweit ein Bebauungsplan Regelungen im Hinblick auf das 
Ortsbild oder die harmonische Gestaltung festlegt, entfällt 
eine Prüfung nach dieser Bestimmung.
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MELDEPFLICHTIGE VORHABEN GEMÄß § 16

BEWILLIGUNGS- UND MELDEFREIE VORHABEN 
GEMÄß § 17

Folgende Vorhaben sind der Baubehörde innerhalb von 4 Wochen 
nach Fertigstellung des Vorhabens schriftlich zu melden:

	n		 die Errichtung, ortsfeste Aufstellung, der Austausch und die 
Entfernung von Klimaanlagen, Wärmepumpen und Heizungs-
anlagen mit elektrischer Widerstandheizung jeweils mit einer 
Nennleistung von mehr als 70 kW in oder in baulicher Verbin-
dung mit Gebäuden, sofern sie nicht unter die Bewilligungs-
pflicht (in Schutzzonen) fallen; 

	n		 die Errichtung von Klimaanlagen mit einer Nennleistung von
		 jeweils mehr als 12 kW auf Bauwerken;
	n		 die Aufstellung von Heizkesseln mit einer Nennwärmeleis-

tung von nicht mehr als 50 kW, welche an eine über Dach-
geführte Abgasanlage angeschlossen sind, sowie der Aus-
tausch solcher Heizkessel, wenn dabei der eingesetzte 
Brennstoff und die Bauart verändert werden; 

	n		 der Austausch von Heizkesseln mit einer Nennwärmeleistung 
von nicht mehr als 400 kW, wenn der eingesetzte Brennstoff 
und die Bauart gleich bleiben, die Nennwärmeleistung gleich 
oder geringer ist und die Art der Abgasführung beibehalten 
wird; 

	n		 die Änderung des Brennstoffs eines Heizkessels; 
	n		 die Aufstellung von Öfen; 
	n		 der Abbruch von Bauwerken, sofern sie nicht unter die 
		 Bewilligungspflicht (in Schutzzonen) fallen;
	n		 die Herstellung von Ladepunkten für E-Fahrzeuge, sofern sie
		 gemäß § 64 Abs 3 bis 8 erforderlich sind; 
	n		 die Herstellung von Ladepunkten für E-Fahrzeuge, mit einer 

Ladeleistung von mehr als 22 kW in Garagen und Parkdecks, 
ausgenommen Ladepunkte in ebenerdigen Garagen mit einer 
Nutzfläche von nicht mehr als 250 m2;

	n		 die Herstellung von Hauskanälen;

Bewilligungs- und meldefreie Vorhaben sind unter anderem: 
	 n		 die Herstellung von Schwimmteichen, Naturpools und Gar-

tenteichen mit natürlicher Randgestaltung ohne Veränderung 
des umliegenden Geländes mit einer Wasserfläche von nicht 
mehr als 200 m², die Auf- oder Herstellung von Schwimm-
becken und sonstigen Wasserbecken und -behältern (Zister-
nen und dgl.) mit einem Fassungsvermögen von nicht mehr 
als 50 m3 inklusive der erforderlichen technischen Anlagen 
und Schächte, Schwimmbeckenabdeckungen mit einer Höhe 
von nicht mehr als 1,5 m und Brunnen;

	 n		 die Instandsetzung von Bauwerken, wenn 
		  –	die Konstruktionsart beibehalten sowie 
		  –	Formen und Farben von außen sichtbaren Flächen nicht
			   wesentlich verändert werden;
	 n		 der Austausch von Türen und Fenstern einschließlich vertika-

ler bodengerichteter Fensterflächenvergrößerungen, sofern 
sich der Austausch und die Vergrößerung nicht erheblich auf 
die von allgemein zugänglichen Bereichen wahrnehmbare 
äußere Gestalt des Bauwerks auswirken; 

	 n		 Abänderungen im Inneren des Gebäudes, die nicht die Stand-
sicherheit und den Brandschutz beeinträchtigen; Maßnah-
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	n		 die Sanierung von Fassaden einschließlich der Änderung von 
Fassadensystemen, sofern sie nicht der Bewilligungspflicht 
unterliegen oder unter die Bewilligungspflicht (in Schutzzo-
nen) fallen.

Der Meldung für ein meldepflichtiges Vorhaben sind Darstellun-
gen und Beschreibungen anzuschließen, die das Vorhaben ausrei-
chend dokumentieren bzw. Bescheinigungen, Befunde oder Prüf-
berichte von befugten Fachleuten beizulegen, die die Eignung und 
fachgerechte Aufstellung bestätigen.



grillern, Hochbeeten, Spiel- und Sportgeräten, freistehenden 
Rankgerüsten außerhalb von Schutzzonen und Altortgebie-
ten, sowie Marterln, Grabsteinen und Brauchtumseinrichtun-
gen wie z.B. Maibäume oder Weihnachtsbäume;

	 n		 die Aufstellung von Photovoltaikanlagen oder deren An-
bringung auf Bauwerken, soweit sie nicht der Bewilligungs-
pflicht unterliegen, die Aufstellung von thermischen Solar-
anlagen oder deren Anbringung an Bauwerken sowie von 
TV-Satellitenantennen oder deren Anbringung an Bauwerken, 
soweit sie nicht der Bewilligungspflicht unterliegen, weiters 
die Aufstellung von Batteriespeichern;

	 n		 Trockensteinmauern aus Naturstein mit regionaltypischem 
Erscheinungsbild, auf Grundstücken im Grünland, die tat-
sächlich landwirtschaftlich verwendet werden;

	 n		 die kleinräumige Veränderung der Höhenlage des Geländes 
in einem Ausmaß von zusammenhängend höchstens 20 m² 
außerhalb des Bauwichs, bei der die vor der Veränderung be-
stehende Höhenlage des Geländes auch nachträglich fest-
stellbar ist (z.B. lokale Anschüttung oder Abgrabung).

NÖ BAUORDNUNG 2014

men zur kontrollierten Wohnraumlüftung in Wohngebäuden 
mit nicht mehr als 2 Wohnungen sowie Einzelanlagen, bei 
denen die Lüftungsleitungen von der jeweiligen Nutzungsein-
heit unmittelbar ins Freie geführt werden;

	 n		 die Anbringung der Geschäftsbezeichnungen an Betriebs-
stätten, ausgenommen jeder Maßnahmen für Werbezwecke, 
die bewilligungspflichtig sind;

	 n		 die Herstellung von vertikalen Sonnenschutzeinrichtungen 
(Aussenjalousien, Rollläden und dgl.) und horizontal wir-
kenden, flächigen Sonnenschutzeinrichtungen (Markisen, 
Sonnensegel und dgl.) bis 50 m2 überbaute Fläche sowie de-
ren Anbringung an Bauwerken sofern sie nicht bewilligungs-
pflichtig sind;

	 n		 die Aufstellung von Wärmetauschern für die Fernwärmever-
sorgung sowie die Errichtung, der Austausch und die Entfer-
nung von Klimaanlagen und von Wärmepumpen jeweils mit 
einer Nennleistung von nicht mehr als 70 kW (außer bewilli-
gungs- oder meldepflichtig); 

	 n		 die Aufstellung jeweils einer Gartenhütte und eines Gewächs-
hauses mit einer überbauten Fläche von jeweils nicht mehr 
als 10 m² und einer Höhe von nicht mehr als 3 m außerhalb 
von Schutzzonen und außerhalb des vorderen Bauwichs  bei 
Wohngebäuden pro Wohnung mit zugeordneter Gartenfläche, 
ausgenommen im Bauland-Sondergebiet;

	 n		 die Aufstellung von begehbaren Folientunneln und sonstigen 
Schutz- und Stützvorrichtungen, jeweils für Pflanzen im Grün-
land, für Zwecke der Land- und Forstwirtschaft oder der Gärt-
nerei;

	 n		 die eingeschoßige Aufstellung von nicht konditionierten Con-
tainern zu Lagerzwecken mit einem maximalen Volumen von 
insgesamt 260 m3 im Bauland-Betriebsgebiet, Bauland-Ver-
kehrsbeschränktes Betriebsgebiet, Bauland-Industriegebiet 
und Bauland-Verkehrsbeschränktes Industriegebiet;

	 n		 die Errichtung und Aufstellung von Hochständen, Garten-
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ANFORDERUNGEN AN 
DIE PLANUNG

NÖ BAUORDNUNG 2014

Bauwerke müssen als Ganzes und in ihren Teilen für ihren Verwen-
dungszweck tauglich sein, wobei insbesondere der Gesundheit 
und der Sicherheit der während des gesamten Lebenszyklus der 
Bauwerke betroffenen Personen Rechnung zu tragen ist. Bauwer-
ke müssen die Grundanforderungen bei normaler Instandhaltung 
über einen wirtschaftlich angemessenen Zeitraum erfüllen.

Grundanforderungen an Bauwerke sind:
	 1.	Mechanische Festigkeit und Standsicherheit 
		  (laut OIB-Richtlinie 1)
	 2.	Brandschutz (laut OIB-Richtlinie 2)
	 3.	Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz 
		  (laut OIB-Richtlinie 3)

	 4.	Sicherheit und Barrierefreiheit bei der Nutzung 
		  (laut OIB-Richtlinie 4)
	 5.	Schallschutz (laut OIB-Richtlinie 5)
	 6.	Energieeinsparung und Wärmeschutz (laut OIB-Richtlinie 6)

Die OIB-Richtlinien bilden im niederösterreichischen Baurecht 
eine wesentliche technische Grundlage. Ihre baurechtliche Ver-
bindlichkeit erlangen sie als Anlagen zur NÖ Bautechnikverord-
nung 2014, welche im Rechtsinformationssystem des Bundes 
(RIS) https://www.ris.bka.gv.at/ unter der Rubrik „Landesrecht 
– Niederösterreich“ digital eingesehen werden kann. Die Anla-
gen sind fortlaufend nummeriert. Auf dem jeweiligen Deckblatt 
findet sich der Hinweis „In der Fassung der NÖ Bautechnikver-
ordnung 2014“.

Für Gebäude mit nicht mehr als zwei Wohneinheiten und nicht 
mehr als drei Obergeschossen die der Funktion Wohnen dienen 
sollen, kann auf ausdrückliches Verlangen des Bauwerbers im 
Zuge des behördlichen Verfahrens von folgenden Bestimmungen 
Abstand genommen werden:

–	die Anforderungen an die Belichtung und die Sichtverbindung
	 nach außen gemäß Anlage 3 – Pkt. 9.1 und 9.2

	 –	das Fußbodenniveau von Räumen 
		  gemäß Anlage 3 – Pkt. 11.1
	 –	die Mindestraumhöhe gemäß Anlage 3 – Pkt. 11.2 und 11.3
	 –	die Anforderungen an den baulichen Schallschutz und die
		  Raumakkustik gemäß Anlage 5 – Pkt.  2 und 3

Zudem hält die NÖ Bautechnikverordnung 2014 unter § 8 fest, 
dass bei Abänderungen von denkmalgeschützten Bauwerken so-
wie bei im Sinne des Denkmal –und Ortsbildschutzes erhaltungs-
würdigen Bauwerken in Schutzzonen und erhaltungswürdigen Al-
tortgebieten Ausnahmen von den bautechnischen Bestimmungen 
der Anlagen 2 bis 6 zulässig sind, wenn diese zur Erhaltung und zur 
Wiederherstellung der historischen Substanz erforderlich sind und 
die Sicherheit von Personen und Sachen gewährleistet ist.

Aufgrund der immer höher werdenden Anforderungen an die 
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ERLEICHTERUNGEN FÜR BESTIMMTE BAUFÜHRUNGEN
IM BESTAND (§ 48a NÖ BAUORDNUNG 2014)

Bei Bauwerken, die vor dem 1. Februar 2015 baubehördlich bewilligt 
wurden, sind bei folgenden Vorhaben Abweichungen von den gelten-
den bautechnischen Bestimmungen zulässig:
	 n		 vertikaler Zubau (Aufstockung);
	 n		 Abänderung eines Bauwerks;
	 n		 Änderung des Verwendungszwecks des Bauwerks oder
		  eines Teiles desselben.

Besteht die Gefahr, dass durch das Vorhaben die Sicherheit von 
Personen beeinträchtigt werden könnte, ist mit den Antragsunter-
lagen die Bestätigung einer unabhängigen Fachperson vorzulegen, 
dass diese Beeinträchtigung nicht wesentlich ist. EU-rechtliche 
Regelungen (z.B. hinsichtlich Energieeinsparung, Wärmeschutz) 
sind einzuhalten.
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Umweltverträglichkeit von Gebäuden wird auf die seit dem 1. Jän-
ner 2021 geltenden energietechnischen Anforderungen an Gebäu-
de gemäß Anlage 6 weiterführend eingegangen. 

Die Erstellung eines Energieausweises ist erforderlich bei: 

–	Neubauten von Gebäuden oder Nutzungseinheiten

	 –	größeren Renovierungen von bestehenden Gebäuden oder 
Nutzungseinheiten, d.h. wenn mehr als 25 % der Gebäude-
oberfläche einer Renovierung unterzogen werden, es sei denn, 
die Gesamtkosten der Renovierung der Gebäudehülle und der 
gebäudetechnischen Systeme betragen weniger als 25 % des 
Gebäudewertes (exkl. Grundstückskosten)

	 –	nachträglicher Konditionierung von Gebäuden oder Nut-
zungseinheiten

Neubauten von Gebäuden sind ab dem 1. Jänner 2030 (Antrag-
stellung) als Nullemissionsgebäude auszuführen. Bis 1. Jänner 
2030 sind neue Gebäude als Niedrigstenergiegebäude auszufüh-
ren. Davon ausgenommen sind jeweils Neubauten mit 
negativer Kosten-Nutzen-Analyse über ihre geschätzte 
wirtschaftliche Lebensdauer. 

Bei bestehenden Gebäuden sind bei einer größeren Re-
novierung – unter Berücksichtigung hocheffizienter al-
ternativer Systeme – die Mindestanforderungen an die 
Gesamtenergieeffizienz zu erfüllen, wobei die Anforde-
rungen auf das renovierte Gebäude oder die renovier-
te Nutzungseinheit als Ganzes oder alternativ auf die 
renovierten Gebäudekomponenten angewandt werden 
können.

Beim nachträglichen Einbau oder Ersatz einer Gebäu-
dekomponente, die Teil der Gebäudehülle ist und sich 
erheblich auf deren Gesamtenergieeffizienz auswirkt, 

WANN IST EIN ENERGIEAUSWEIS ERFORDERLICH?

sind die Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz zu 
erfüllen. 

Für freistehende Gebäude mit einer konditionierten Netto-Grund-
fläche von weniger als 50 m2 und deren Nutzungseinheiten dürfen 
in der Verordnung gemäß § 43 Abs 3 (NÖ Bautechnikverordnung 
2014) Anforderungen an wärmeübertragende Bauteile sowie An-
forderungen an das gebäudetechnische System für Nullemissi-
onsgebäude festgelegt werden. 

Gebäude, die als Teil eines ausgewiesenen Umfelds oder auf-
grund ihres besonderen architektonischen oder historischen 
Werts offiziell geschützt sind, oder andere Gebäude des Kultur-
erbes müssen die Anforderungen an die Energieeinsparung und 
den Wärmeschutz nicht erfüllen, soweit die Einhaltung eine unan-
nehmbare Veränderung ihrer Eigenart oder ihrer äußeren Erschei-
nung bedeuten würde, oder wenn ihre Renovierung technisch oder 
wirtschaftlich nicht vertretbar ist. Das Erfordernis der Ausstellung 
eines Energieausweises bleibt davon jedoch unberührt. Im Ener-
gieausweis ist darzulegen, aus welchen Gründen von jenen Maß-
nahmen Abstand genommen wurde, die zur Erreichung des maxi-
mal zulässigen Heizwärmebedarfs erforderlich gewesen wären.
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Erfolgt eine Renovierung eines Ge-
bäudes, die keine größere Reno-
vierung darstellt (d.h. weniger als 
25% der Gebäudehüllenoberfläche 
umfasst) mittels Einzelmaßnah-
men oder durch Erneuerung eines 
Bauteils nach einer der beiden 
folgenden Methoden, dürfen die 
geforderten Mindest-U-Werte nicht 
überschritten (d.h. verschlechtert) 
werden:

1. Mit Sanierungskonzept

Vor der Sanierung ist ein Sanie-
rungskonzept zu erstellen. Das 
Ziel dieses Sanierungskonzeptes ist die Erreichung der Anfor-
derungen, die auch an eine größere Renovierung gestellt wird. 
Thermisch sanierte Einzelmaßnahmen dürfen demnach diesem 
Gesamt-Sanierungskonzept nicht widersprechen. 

2. Ohne Sanierungskonzept

Wird kein Sanierungskonzept erstellt, müssen die Mindest-U-Werte 
lt. OIB-RL 6 um einen Prozentsatz unterschritten (= thermisch bes-
ser ausgeführt) werden, damit in Zukunft dieser thermisch sanierte 
Bauteil der Anforderung, die an eine größere Renovierung gestellt 
wird, nicht entgegensteht. Die Mindest-U-Werte müssen bei dieser 
Einzelmaßnahmen-Variante um mindestens 24% unterschritten 
werden, z.B. Außenwand: Mindest-U-Wert lt. Tabelle = 0,35 W/
(m²K). 

Bei Einzelbauteilsanierung der Außenwand ohne Sanierungskon-
zept beträgt dieser Mindest-U-Wert somit ca. 0,27 W/(m²K). 

EINZELMASSNAHMEN AN
DER GEBÄUDEHÜLLE

BERECHNUNG DES HEIZWÄRMEBEDARFS BZW.  
DES GESAMTENERGIEEFFIZIENZ-FAKTORS

Der Nachweis der Anforderungen über den maximal zulässigen 
Heizwärmebedarf eines Gebäudes definiert sich nicht durch ab-
solute Zahlen, sondern folgt einer von der charakteristischen 
Länge eines Gebäudes (lc-Wert) abhängigen formelmäßigen Be-
rechnung. Dabei bewertet die Heizwärmebedarfsberechnung prin-
zipiell die Gebäudehülle und deren Transmissionswärmeverluste 
mit Berücksichtigung der Lüftungswärmeverluste, sowie der so-
laren und internen Wärmegewinne. Der Gesamtenergieeffizienz-
Faktor berücksichtigt auch noch das Heizsystem und die haus-
technischen Komponenten. Dieser Faktor sagt aus, um wieviel 
besser oder schlechter die Gesamtenergieeffizienz des eigenen 
Gebäudes im Vergleich zu einem Referenzgebäude (Neubaustan-
dard 2007) ist. 
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Wird der Nachweis der Einhaltung der Anforderungen für Wohn-
gebäude über den Heizwärmebedarf geführt, gelten folgende 
Höchstwerte:

–	Neubau	 10 x (1 + 3,0 / lc)
–	Größere Renovierung	 17 x (1 + 2,5 / lc) 
Zusätzlich sind Anforderungen an den Endenergiebedarf zu erfül-
len. Dieser Bedarf umfasst die Energiemenge, die dem Gebäude 
für die Beheizung, für die Warmwasserbereitung und den Strom-
bedarf zugeführt werden muss. 

Wird der Nachweis der Einhaltung der Anforderungen für Wohn-
gebäude über den Gesamtenergieeffizienz-Faktor geführt, gelten   
folgende Höchstwerte:

–	Neubau                          14 x (1 + 2,8 / lc)  fGEE zul. 0,75
–	Größere Renovierung   21 x (1 + 2,1 / lc)  fGEE zul. 0,95

Rechenbeispiel für einen Neubau:

Berechnungsergebnisse eines Neubaus gemäß Heizwärmebe-
darf:

–	Gebäude 1 mit lc-Wert von 0,94: 
	 zulässiger HWB = max. 41,9 kWh/(m²a)
–	Gebäude 10 mit lc-Wert von 2,60: 
	 zulässiger HWB = max. 21,5 kWh/(m²a) 

Berechnungsergebnisse eines Neubaus gemäß Gesamtenergie-
effizienz:

–	Gebäude 1 mit lc-Wert von 0,94: 
	 zulässiger HWB = max. 55,7 kWh/(m²a)
–	Gebäude 10 mit lc-Wert von 2,60: 
	 zulässiger HWB = max. 29,1 kWh/(m²a) 
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Der lc-Wert ist ein Kennwert für die Geometrie eines Baukörpers 
und errechnet sich wie folgt: lc = Volumen / Oberfläche 
Beispiele unterschiedlicher Gebäudegeometrien:

730 m2 
2 Geschoße

1.100 m2 
3 Geschoße

Gebäude 10
1.450 m2 
4 Geschoße

lc=1,80 lc=2,25 lc=2,60

Gebäude 1
150 m2 
1 Geschoß

150 m2 
1 Geschoß

150 m2 1 Geschoß

lc=0,94 lc=0,99 lc=0,98

150 m2 
2 Geschoße

150 m2 
2 Geschoße

150 m2 
1 Geschoß

150 m2 
3 Geschosse

lc=1,32 lc=1,35lc=1,03 lc=1,22
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NÖ BAUORDNUNG 2014 VERPFLICHTUNGEN FÜR EIGENTÜMER

DATENBANK FÜR DIE GESAMT-
ENERGIEEFFIZIENZ VON GEBÄUDEN  
UND ANLAGENDATENBANK

Die Landesregierung hat gemäß § 33a der NÖ BO Datenbanken 
für die elektronische Erfassung der Gesamtenergieeffizienz von 
Gebäuden und der Anlagendaten von Zentralheizungsanlagen, 
Blockheizkraftwerken, Heizungsanlagen, mechanische Lüftungs-
anlagen und Klimaanlagen sowie der Ergebnisse ihrer periodi-
schen Überprüfungen eingerichtet. 

Für Vorhaben für die Energieausweispflicht besteht, sind diese 
durch die Ersteller mit Vorlage an die zuständige Baubehörde in 
diese Datenbank einzutragen. Dies ist durch den Gebäudeeigentü-
mer innerhalb 4 Wochen nach Erstellung des Energieausweises zu 
veranlassen. Zudem hat der Eigentümer dafür zu sorgen, dass der 
eingepflegte Energieausweis aktuell gehalten wird. Des weiteren 
sind auch die Anlagedaten von bewilligungs- und meldepflichtigen 
Vorhaben bestehend insbesondere aus Name, Adresse, Anlagen-
größe, Energieausweisdaten, Prüfberichtsdaten und Baujahr der 
Anlage binnen 4 Wochen nach ihrer Fertigstellung durch die be-
fugten Fachleute in die Datenbank einzutragen.

Für Anlagen die bereits vor dem 1. Juli 2022 bewilligt, ange-
zeigt oder gemeldet wurden, noch nicht erfasst sind, oder nicht 
mehr aktuell sind, sind die jeweiligen Anlagedaten binnen 4 Wo-
chen nach der periodischen Überprüfung, der feuerpolizeilichen 
Beschau oder der Überprüfung und Kehrung durch die befugten 
Fachleute zu erfassen. Bei der Errichtung von bewilligungs- und 
meldepflichtigen Anlagen, die aufgrund ihrer geringen Nennwär-
meleistung keiner periodischen Überprüfung unterliegen, sind 
die Anlagen binnen 4 Wochen nach ihrer Errichtung durch die be-
fugten Fachleute in die Datenbank einzutragen.

Geeignete Solarenergieanlagen sind auf neuen Wohngebäuden 
mit einer bebauten Fläche von mehr als 300 m2 und ab 1. Jänner 

VERPFLICHTUNG ZUR ERRICHTUNG VON PV-ANLAGEN

Jeder Eigentümer einer Zentralheizungsanlage mit Heizkessel 
(von mehr als 6 kW), eines Blockheizkraftwerkes, einer Heizungs-
anlage mit elektrischer Widerstandsheizung, einer Wärmepumpe 
oder einer Klimaanlage ist verpflichtet diese gemäß ihrer techni-
schen Dokumentation entsprechend zu betreiben, die rechtlich 
vorgeschriebenen Bestimmungen einzuhalten, sowie die notwen-
digen periodischen Überprüfungen durchzuführen.

VERPFLICHTUNG EINES EIGENTÜMERS EINER
HEIZUNGSANLAGE

Je nach Gebäudekategorie (Wohngebäude / Nichtwohngebäude), 
Nutzung (öffentlich / nicht öffentlich) bzw. Anzahl der vorhan-
denen Pkw-Stellplätze ist bei Neubauten und größeren Renovie-
rungen gemäß § 4 Z 19 NÖ Bauordnung 2014 die Errichtung von 
Ladepunkten für E-Fahrzeuge bzw. die Vorverkabelung und Instal-
lation einer Leitungsinfrastruktur für eine spätere Errichtung von 
Ladepunkten vorzusehen.

VERPFLICHTUNG ZUR ERRICHTUNG EINER LEITUNGS-
INFRASTRUKTUR FÜR LADEPUNKTE FÜR E-MOBILITÄT

2030 (Antragstellung) auf allen neuen Wohngebäuden zu errich-
ten. Dies gilt ab 1. Jänner 2030 (Antragsstellung) auch für neue 
überdachte Parkplätze mit mindestens drei Pkw-Stellplätzen, die 
physisch an Gebäude angrenzen.

Bei bestehenden Bauwerken sind die Solarenergieanlagen nur 
in jenem Ausmaß herzustellen, als 
dazu ausreichend tragfähige An-
bringungsflächen am Bauwerk zur 
Verfügung stehen. Für Bauwerke in 
Schutzzonen oder erhaltungswürdi-
gen Altortgebieten, sowie für denk-
malgeschützte Gebäude gelten die-
se Anforderungen nur dann, wenn 
damit kein Widerspruch zu den je-
weiligen Schutzzielen entsteht.
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UNSERE BAUBERATUNG

	 •	findet mit unseren ArchitektInnen und BaumeisterInnen vor
		  Ort statt – persönlich, individuell und unabhängig
	 •	unterstützt Sie gestalterisch, rechtlich, technologisch
	 •	dient als unabhängige Informations- und Orientierungsquelle
	 •	gibt Ihnen kreative Ideen und Inspirationen
	 •	 ist eine nützliche Entscheidungshilfe für Ihre Aufgaben
	 •	hilft Ihnen dabei, den Überblick zu behalten
	 •	 ist für einen Kostenbeitrag von nur € 90,- zu haben

WIE KOMMEN SIE ZU IHRER PERSÖNLICHEN BAUBERATUNG?
Am besten gleich über unsere Homepage anmelden:
www.noe-gestalten.at/bauberatung
Oder informieren Sie sich telefonisch unter:
02742 / 9005-15656

Niederösterreich GESTALTE(N)
bietet Ihnen Unterstützung bei Ihrem 
individuellen Bauvorhaben - sei es
Umbau, Sanierung oder Neubau!

JETZT IHRE
PERSÖNLICHE

BAUBERATUNG
ANFORDERN!

Die Energie- und Umweltagentur NÖ-eNu berät Sie gerne
unabhängig und kostenlos:
www.energieberatung-noe.at

HABEN SIE FRAGEN ZU
	 ENERGIEEFFIZIENTEM BAUEN
	 FÖRDERUNGEN
	 THERMISCHEM SANIEREN
	 ENERGIESPARMÖGLICHKEITEN

BAUBERATUNG

WO FINDE ICH EINE PLANERIN / EINEN PLANER?
LANDESINNUNG BAU NÖ
Daniel Gran-Straße 48/2, 3100 St. Pölten
Telefon: 02742 / 851 18120
www.bau-noe.at

KAMMER DER ARCHITEKTEN UND INGENIEURSKONSULENTEN
FÜR WIEN, NIEDERÖSTERREICH & BURGENLAND
Karlsgasse 9, 1040 Wien
Telefon: 01 / 505 17 81
https://www.arching.at 
https://www.ziviltechniker.at/

Idealerweise sollte man sich bereits bei der 
Grundstücksauswahl durch einen Planer be-
raten lassen. Dieser kann rasch abschätzen, 
ob Ihre persönlichen Wunschvorstellungen auf 
dem jeweiligen Grundstück auch tatsächlich
verwirklicht werden können.
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